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(2) Eine Ablehnung ist insbesondere- begründet, wenn das 
Mitglied

a) der Überzeugung ist, daß keine Erfolgsaussichten beste­
hen,

b) durch andere termingebundene Aufträge verhindert ist.
(3) Ein Mitglied, das einen Auftrag ablehnt, muß dies dem 

Auftraggeber unverzüglich mitteilen. Nach Möglichkeit soll 
es, wenn es den Auftrag wegen anderer termingebundener 
Aufträge ablehnt, gleichzeitig dem Auftraggeber einen ande­
ren Rechtsanwalt empfehlen.

(4) Eine Niederlegung ist insbesondere begründet, wenn das 
Vertrauensverhältnis zwischen Auftraggeber und Mitglied 
ernsthaft beeinträchtigt ist. Sie darf nicht in einer Lage erfol­
gen, in der es dem Auftraggeber unmöglich ist, rechtzeitig 
einen anderen Rechtsanwalt zu beauftragen.

§14

Das Mitglied darf einen Auftrag nicht übernehmen, wenn
a) die Vornahme ungesetzlicher oder pflichtwidriger Hand­

lungen gefordert wird;
b) das Mitglied in derselben Rechtssache bereits die Gegen­

partei beraten oder vertreten hat oder in anderer Eigen­
schaft für die Gegenpartei tätig war;

c) das Mitglied in derselben Rechtssache bereits einen Auf­
trag von einem anderen Auftraggeber übernommen hat, 
mit dessen Rechten und Interessen die Übernahme des 
neuen Auftrages nicht vereinbar ist;

d) das Mitglied in derselben Rechtssache mehrere Auftrag­
geber mit gegensätzlichen Interessen vertreten soll.

§15

(1) Das Mitglied ist verpflichtet, Verschwiegenheit über das 
zu wahren, was ihm bei der Ausübung seiner Tätigkeit anver­
traut worden oder ihm bekannt geworden ist. Die Pflicht zur 
Verschwiegenheit besteht nicht, soweit der Berechtigte das 
Mitglied von ihr befreit hat oder soweit nach den strafrecht­
lichen Bestimmungen Anzeige zu erstatten ist.

(2) Das Mitglied hat den Auftraggeber auf mögliche Nach­
teile hinzuweisen, die'entstehen können, wenn er das Mitglied 
nicht von seiner Verschwiegenheitspflicht befreit.

(3) Das Rechtsanwaltsbüro hat zu gewährleisten, daß die 
Mitglieder und Mitarbeiter des Rechtsanwaltsbüros ihre be­
rufliche Pflicht zur Verschwiegenheit einhalten.

§16
(1) Bei der Übernahme des Auftrages schließt das Mitglied 

mit dem Auftraggeber über das Honorar und die voraussicht­
lich entstehenden Auslagen eine Vereinbarung ab.

(2) Die Erteilung mündlicher Rechtsauskünfte an Bürger der 
Deutschen Demokratischen Republik erfolgt kostenlos.

(3) Die Verpflichtung des Auftraggebers, für die Tätigkeit 
des Rechtsanwalts ein Honorar an diesen zu zahlen sowie die 
Auslagen zu erstatten, ergibt sich aus der Vereinbarung und 
den Rechtsvorschriften.

(4) Das Mitglied ist berechtigt und verpflichtet, die ihm dies­
bezüglich zustehenden Ansprüche wahrzunehmen und gegebe­
nenfalls zwangsweise durchzusetzen.

(5) Die Einnahmen und Auslagen sind von ihm gegenüber 
dem Rechtsanwaltsbüro abzurechnen.

4 ‘ §17
(1) Für Schadenersatzansprüche, die sich aus der Verletzung 

anwaltlicher Pflichten in Wahrnehmung von Aufträgen durch 
Mitglieder ergeben, haftet das Rechtsanwaltsbüro dem Auf­
traggeber gegenüber nach den Bestimmungen des Zivilrechts.

(2) Das Mitglied, das, den Schaden verursacht hat, ist' für 
vorsätzlich verursachte Schäden in voller Höhe, für fahrlässig 
verursachte Schäden bis zur Höhe eines durchschnittlichen

Monatsbruttoeinkommens des letzten Jahres, dem Rechtsan­
waltsbüro erstattungspflichtig.

§18
Disziplinarische Verantwortlichkeit der Mitglieder

(1) Ein Mitglied, das schuldhaft die Pflichten verletzt, die 
sich für die anwaltliche Tätigkeit und für seine Zugehörigkeit 
zum Rechtsanwaltsbüro aus den Rechtsvorschriften einschließ­
lich des Statuts des Rechtsanwaltsbüros ergeben, ist diszipli­
narisch zur Verantwortung zu ziehen, wenn die Pflichtver­
letzung nach -Art oder Ausmaß eine disziplinarische Maß­
nahme erforderlich macht.

(2) Bei der Disziplinarentscheidung ist die Pflichtverletzung 
in ihrer Gesamtheit zu werten. Insbesondere sind Ursachen 
und Folgen, Art der Begehung und bisheriges Verhalten des 
Mitgliedes zu beachten. Disziplinarmaßnahmen sind:

a) Verweis
b) strenger Verweis .
c) Ausschluß aus dem Rechtsanwaltsbüro.
(3) Die Disziplinarmaßnahmen Verweis und strenger Ver­

weis werden durch den Vorstand des Rechtsanwaltsbüros aus­
gesprochen.

(4) Der Ausschluß erfolgt, wenn das Mitglied eine schwere 
Verletzung der Pflichten eines Rechtsanwaltes oder der Mit­
gliedspflichten begangen hat. Der Ausschluß wird vom Vor­
stand ausgesprochen. Der Beschluß über den Ausschluß bedarf 
der Bestätigung durch die Mitgliederversammlung.

(5) Einem Mitglied, das in dringendem Verdacht einer 
schweren Pflichtverletzung steht, kann der Vorstand die an­
waltliche Tätigkeit bis zur Disziplinarentscheidung untersa­
gen.

§19
Beschwerden gegen Entscheidungen des Vorstandes 

und des Vorsitzenden
(1) Gegen Entscheidungen des Vorstandes und des Vorsit­

zenden kann das betreffende Mitglied innerhalb von 2 Wochen 
nach Kenntnisnahme der Entscheidung, bei Disziplinarmaß­
nahmen oder Untersagung der anwaltlichen Tätigkeit nach 
Ausspruch, schriftlich mit Angabe von Gründen beim Vorsit­
zenden Beschwerde einlegen.

(2) Gibt der Vorstand der Beschwerde nicht oder nicht in 
vollem Umfang statt, hat er innerhalb von 4 Wochen nach dem 
Eingang der Beschwerde eine Entscheidung der Mitglieder­
versammlung herbeizuführen.

(3) Bei Beschwerden gegen Disziplinarmaßnahmen oder die 
zeitweilige Untersagung der anwaltlichen Tätigkeit entschei­
det die Mitgliederversammlung innerhalb von 4 Wochen nach 
Eingang der Beschwerde. Die Mitgliederversammlung kann 
keine schwerere Disziplinarmaßnahme beschließen.

(4) Weist die Mitgliederversammlung die Beschwerde gegen 
den Ausschluß ab oder hat sie den Ausschluß bereits bestä­
tigt, kann das betreffende Mitglied innerhalb von 2 Wochen 
schriftlich mit Angabe von Gründen Einspruch beim Minister 
der Justiz einlegen.

(5) Die Beschwerde gegen die zeitweilige Untersagung der 
anwaltlichen Tätigkeit hat keine aufschiebende Wirkung.

§20
Aufsicht über das Rechtsanwaltsbüro

(1) Der Minister der Justiz übt die Aufsicht über die Tätig­
keit des Rechtsanwaltsbüros und seiner Mitglieder aus.

(2) Der Minister der Justiz kann Beschlüsse der Organe des 
Rechtsanwaltsbüros aufheben, die gegen die Verfassung, gegen 
Gesetze, andere Rechtsvorschriften oder gegen das Statut des 
Rechtsanwaltsbüros verstoßen.

(3) Der Minister der Justiz kann einem Mitglied des Rechts­
anwaltsbüros die Zulassung entziehen, wenn es eine schwere 
Verletzung der Pflichten eines Rechtsanwaltes begangen hat.


